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„Sozial. Gerecht. Frieden. Für alle.“ Wahlprogramm der Linken zur 

Bundestagswahl 2017 
 

S. 7 Einführung 

S. 10 Eine Zukunft, für die es sich zu kämpfen lohnt. Was wir dringend angehen: 

S. 12 Wir lehnen die neoliberalen Freihandels- und Konzernschutz-Abkommen ab:  

TTIP mit den USA, CETA mit Kanada, JEFTA mit Japan, die Freihandelsabkommen mit Afri-

ka, das Dienstleistungsabkommen TISA und ähnliche Abkommen. Sie sind demokratiefeind-

lich und schränken die Entwicklungsmöglichkeiten schwächerer Länder ein. Deutschland 

muss ihnen die Zustimmung verweigern. 

 

S. 93 XV. Nein zum Krieg. Für eine demokratische und gerechte Welt  
S. 97 Fluchtursachen bekämpfen – nicht Flüchtlinge!  

Über 65 Millionen Menschen sind auf der Flucht vor Kriegen, Bürgerkriegen und Verfolgung. 

Die meisten kommen nicht nach Europa, sondern suchen Zuflucht in den Nachbarländern 

ihrer Heimat. Die internationale Flüchtlingshilfe ist unterfinanziert. Die Bundesregierung und 

die EU müssen die finanziellen Mittel für die Flüchtlingshilfe, vor allem für das UNHCR, er-

heblich anheben. Große Flüchtlingslager, in denen Geflüchtete über viele Jahre unterge-

bracht werden, schaffen Probleme, statt sie zu lösen. Deshalb müssen die Bundesregierung 

und die EU ihre Flüchtlingspolitik darauf ausrichten, den Geflüchteten die Möglichkeiten zur 

Arbeit und Integration in den Zufluchtsländern zu eröffnen. 

DIE LINKE will die Ursachen von Flucht und Vertreibung bekämpfen, anstatt Flüchtende zu 

bekämpfen und deren Fluchtwege zu blockieren. Im Zentrum steht das Recht, nicht migrie-

ren zu müssen. Fluchtursachen sind vielfältig. Fast immer hängen sie mit der weltweiten Un-

gleichheit zwischen Arm und Reich zusammen. Diese Ungleichheit wächst durch Ausbeu-

tung in unfairen Handelsbeziehungen, das Erstarken der großen Agrarkonzerne, rücksichts-

los agierende transnationale Konzerne und den durch die Industrieländer in erster Linie zu 

verantwortenden Klimawandel. Die Bundesrepublik Deutschland stützt und verschärft oft 

bestehende Konflikte – indem Waffenexporte in Krisengebiete genehmigt und indem selbst 

undemokratische Regime unterstützt werden, nur damit sie Fluchtwege versperren (vgl. Ka-

pitel XVI »Für ein Europa der Menschen«). 

DIE LINKE kämpft für eine solidarische, gerechte Weltwirtschaftsordnung, gegen Krieg und 

Rüstungsexporte, gegen Landraub, für faire Produktionsverhältnisse, für Demokratie und 

Menschenrechte, weltweit. Geflüchtete sollen das Recht auf soziale, kulturelle und demokra-

tische Teilhabe in unserem Land haben. 

 
S. 98 Soziale Gerechtigkeit weltweit – solidarische Zusammenarbeit stärken 
DIE LINKE ist die Partei der internationalen Solidarität. Die acht reichsten Menschen auf der 

Welt besitzen mehr als die ärmere Hälfte der Weltbevölkerung. Weltweit hungern über eine 

Milliarde Menschen, mehr als zwei Milliarden leben von weniger als zwei Dollar am Tag. Die 

wenigen Reichen werden immer reicher. 

https://www.die-linke.de/fileadmin/download/wahlen2017/wahlprogramm2017/die_linke_wahlprogramm_2017.pdf
https://www.die-linke.de/fileadmin/download/wahlen2017/wahlprogramm2017/die_linke_wahlprogramm_2017.pdf
https://www.die-linke.de/fileadmin/download/wahlen2017/wahlprogramm2017/die_linke_wahlprogramm_2017.pdf
https://www.die-linke.de/fileadmin/download/wahlen2017/wahlprogramm2017/die_linke_wahlprogramm_2017.pdf


Gerechtigkeit in den internationalen Handels- und Wirtschaftsbeziehungen ist eine direkte 

Prävention gegen Armut, Gewalt und Krieg.  

Wir wollen den Reichtum radikal umverteilen und die ungerechten weltweiten Handels- und 

Wirtschaftsbeziehungen so verändern, dass alle Menschen sich sozial, kulturell und politisch 

entfalten können. Hierfür bilden die Nachhaltigen Entwicklungsziele (SDG) der UNO eine 

wichtige Grundlage. Um sie zu erreichen, braucht es einen politischen und wirtschaftlichen 

Richtungswechsel. Die deutsche und europäische »Entwicklungs-hilfe« ist oftmals an er-

presserische »Strukturreformen« geknüpft und untergräbt eigenständige Entwicklung. 

 Wir setzen uns für eine Neuausrichtung der Entwicklungszusammenarbeit ein. Sie 

muss auf die Interessen und Bedürfnisse der unterstützten Länder ausgerichtet sein 

und sich am Gedanken von Gerechtigkeit, Solidarität und der nachhaltigen Entwick-

lung orientieren. Sie muss ein Instrument globaler Umverteilung im Sinne sozialer 

Gerechtigkeit sein und darf nicht als Instrument der Einmischung sowie als ein 

Druckmittel zugunsten der wirtschaftlichen und sicherheitspolitischen Interessen der 

Geberländer und internationaler Konzerne missbraucht werden. Entwicklungszu-

sammenarbeit muss den unterstützten Ländern dabei helfen, ihre Vorstellungen von 

einer eigenständigen, souveränen Entwicklung umzusetzen. 

 Wir lehnen eine Verknüpfung von Entwicklungsgeldern und anderer Fördermittel mit 

Maßnahmen des Grenzschutzes und der Migrationskontrolle ab.  

 Wir treten für eine vorrangig öffentliche Entwicklungsfinanzierung auf allen Ebenen 

ein, wollen den undemokratischen Einfluss privater Stiftungen in der Entwicklungszu-

sammenarbeit beenden und lehnen öffentlich-private Partnerschaften mit deutschen 

Firmen als gescheitertes Modell ab. 

 Deutschland soll sich mindestens auf die Umsetzung der Nachhaltigen Entwicklungs-

ziele der UNO (SDG) verbindlich verpflichten. Die deutschen Gelder für Entwick-

lungszusammenarbeit müssen endlich auf die international zugesagten 0,7 Prozent 

des Bruttoinlandsproduktes angehoben werden. 

Statt an der Politik von ungleichen Handelsbeziehungen festzuhalten, sollte deutsche 

Außenpolitik an der Schaffung einer globalen sozialen Infrastruktur mitwirken, die al-

len Menschen auf dieser Welt den Zugang zu Bildung, Gesundheit, Arbeit und einem 

selbstbestimmten Leben in Würde und sozialer Sicherheit ermöglicht. 

Den geplanten Freihandelsabkommen TTIP, CETA und TiSA setzen wir mit hundert-

tausenden von Menschen unseren Widerstand entgegen. Das gleiche gilt für die 

Wirtschaftspartnerschaftsabkommen (EPA) mit den AKP-Staaten und andere unfaire 

Handelsabkommen der EU mit den Ländern des globalen Südens. Diese Abkommen 

sollen Märkte öffnen und Privatisierungen zementieren. Wir brauchen einen gerech-

ten Welthandel und eine neue gerechte Weltwirtschaftsordnung, die hohen ökologi-

schen und sozialen Standards gerecht werden: 

 Wir treten dafür ein, dass das globale Recht auf Nahrung umgesetzt wird. Landraub 

(land grabbing) und die Spekulation mit Nahrungsmitteln müssen verboten werden. 

Wir wollen Ernährungssouveränität fördern statt der Zusammenarbeit mit der Agroin-

dustrie. 

Wir setzen uns dafür ein, dass Rohstoffe angemessen bezahlt und ihre Verarbeitung 

und Wertschöpfung in den Herkunftsregionen gezielt gefördert werden. Dazu müssen 

die Länder des Südens entgegen den Freihandelsdiktaten die lokalen und regionalen 

Märkte vor Billigimporten und die Weiterverarbeitung im Land durch Ausfuhrzölle 

schützen können. 



 Wir fordern ein gerechtes internationales Steuersystem und die Trockenlegung von 

Steueroasen, um transnationale Konzerne stärker an der Entwicklung der Länder zu 

beteiligen, von deren Ausbeutung sie massiv profitieren. Durch Steuerflucht und 

Steuervermeidung verlieren die Länder des Südens jährlich 100 Milliarden Dollar – 

weit mehr, als sie umgekehrt an Entwicklungsgeldern erhalten –, die für die öffentli-

che Entwicklungsfinanzierung dringend gebraucht werden. 

 Wir setzen uns dafür ein, dass der Aufbau öffentlicher sozialer Sicherungssysteme in 

den Ländern des Südens unterstützt wird. 

 Auf UN-Ebene wollen wir einen Kompensationsfonds für die Folgen von Klimawandel 

und Kolonialismus einrichten, der von den Industriestaaten finanziert wird. Zusätzlich 

fordern wir einen solidarischen Wissens- und Technologietransfer für eine Energie-

wende in den Ländern des Südens. Die Klimafinanztransfers Deutschlands sollen bis 

2020 auf sieben Milliarden Euro jährlich ansteigen und zum Großteil zusätzlich zur 

Entwicklungszusammenarbeit bereitgestellt werden. (vgl. Kapitel XIV »Menschen und 

Natur vor Profite«). 

 Wir wollen die deutschen Konzerne verpflichten, weltweit die sozialen und ökologi-

schen Standards einzuhalten und die demokratischen Rechte zu wahren. Die Einfuhr 

von Produkten aus Kinderarbeit wollen wir verbieten. 

 Wir setzen uns für verbindliche Regeln für multinationale Unternehmen ein. Deshalb 

unterstützen wir den sogenannten Treaty-Prozess der Vereinten Nationen, der ein 

weltweites Unternehmensstrafrecht einführen will und von den EU-Staaten, ein-

schließlich Deutschlands, bisher blockiert wird. Beschäftigte sollen gegen Konzerne 

auch an ihren Heimatstandorten klagen können. 

 Wir wollen, dass deutsche Firmen ihre Zulieferer und deren Arbeitsbedingungen of-

fenlegen müssen. Sie haben eine – auch menschenrechtliche – Sorgfaltspflicht ent-

lang der gesamten Lieferkette. Das gilt für die Rohstoffe wie für die Produktion selbst, 

für die Baumwolle in T-Shirts wie für die Arbeitsbedingungen der Näherinnen und 

Näher. 

 Wir unterstützen Bemühungen der eigenständigen regionalen Integration, wie zum 

Beispiel ALBA und CELAC in Lateinamerika, sowie eine gleichberechtigte und solida-

rische Süd-Süd-Kooperation. 

 Wir setzen uns für die vollständige und bedingungslose Aufhebung der US-Blockade 

gegen Kuba ein, inklusive der Drittstaatenregelung der US-Blockade. Wir unterstüt-

zen die Normalisierung der Beziehungen zu Kuba und fordern eine gleichberechtigte, 

solidarische Zusammenarbeit. 

 Wir verurteilen die Destabilisierungsversuche der Europäischen Union (EU) und der 

Organisation Amerikanischer Staaten (OAS) gegen Venezuela. Wir fordern, dass der 

Handelskrieg gegen die Wirtschaft des Landes und gegen die Versorgung der Bevöl-

kerung eingestellt wird. Wir treten solchen Versuchen auf internationaler Ebene ener-

gisch entgegen. Die sozialen Veränderungen, die durch die linken Regierungen in La-

teinamerika in Gang gesetzt wurden, haben Millionen Menschen wirtschaftliche Per-

spektiven und demokratische Teilhabe ermöglicht. Wir unterstützen DIE LINKE in 

Regierungen und die selbstbestimmten regionalen Integrationsprozesse in Latein-

amerika. 

 

 

 


